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Wir sind das Land der Sparerinnen und Sparer – weil wir uns auf sichere Gut-
haben verlassen können. Doch dieser Standard ist bedroht durch die geplante 
zentrale Einlagensicherung der EU: In Zukunft sollen die Finanzmittel, die 
deutsche Kreditinstitute heute zur Absicherung ihrer eigenen Kunden bereit-
stellen, auch die Risiken fremder Banken abdecken. Die deutsche Wirtschaft 
stellt sich diesem Plan entgegen. Denn wer das Vertrauen der Sparer schwächt, 
der setzt die Stabilität der gesamten Wirtschaft aufs Spiel. 

damit-sicher-sicher-bleibt.de   #sicherbleibtsicher

Vertrauen verträgt kein Fragezeichen. 
Für Stabilität. Für Sicherheit. 
Für die Zukunft unserer Wirtschaft.

            Warum Europas besten 
Sparerschutz gegen einen 
         schlechteren tauschen?

DSSB_AZ_Einlagensicherung_Kommunalwelt_210x297_ETxxxx.indd   1 16.06.16   12:49



Liebe Leserinnen,
liebe Leser,

wir treffen uns in diesem 
Jahr in der Stadthalle Bie-
lefeld. Diskutieren und 
beraten Sie mit uns ge-
meinsam, wie wir Heimat 
neu denken können. Wie 
können wir den Heimat-
begriff neu beleben und 
Risse in unserer Gesell-
schaft kitten.

Wie die Eingliederung der Flüchtlinge und Asylsuchende 
in unsere Gesellschaft gelingen kann, wird eines der The-
men sein, das uns in Bielefeld besonders beschäftigen 
wird. Mit dem geplanten Integrationsgesetz der unionsge-
führten Bundesregierung ist ein wichtiger Schritt getan. 
Die wesentlichen Aspekte finden Sie ab Seite 4 in diesem 
Heft in der Bewertung des KPV-Bundesvorsitzenden und 
kommunalpolitischen Sprechers der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion, Ingbert Liebing MdB.

Der Bundesvorstand der Kommunalpolitischen Vereini-
gung der CDU und CSU Deutschlands (KPV) hat eigene 
Eckpunkte für ein erfolgreiches Zusammenleben entwi-
ckelt, Sie finden sie in diesem Heft ab Seite 22. Außer-
dem wurde der Beschluss „Thesen zum Wohnungsbau“ 
verabschiedet. Details lesen Sie ab Seite 28.

Die Kommunen haben nicht erst in der Bewältigung der 
Flüchtlingskrise gezeigt, wie handlungsfähig und flexibel 
sie auf besondere Situationen gemeinsam mit den Bürge-
rinnen und Bürgern vor Ort reagieren können. Auch die 
kommunalen Unternehmen genießen einen überaus gu-
ten Ruf, warum das so ist, lesen Sie ab Seite 8.

Die Pläne der Europäischen Kommission, die Einlagensi-
cherungssystem aus 19 Eurostaaten zu vergemeinschaf-
ten, stoßen auf große Kritik. Welche besonderen Risiken 
mit diesem Vorhaben verbunden sind, erläutert der Präsi-
dent des Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes, Ge-
org Fahrenschon, ab Seite 10.

Viele Unternehmen bekennen sich zu der kommunalen 
Selbstverwaltung, die eben aus hauptamtlicher Verwal-
tung und kommunalpolitischem Ehrenamt besteht. Wir 
freuen uns über die Mitwirkung und Expertise starker 
Partner aus der „kommunalen Wirtschaft“ in diesem Heft, 
die auch den Kongress -kommunal unterstützen.

Bitte merken Sie sich den 11. und 12. November bereits 
heute vor. Bielefeld ist übrigens in vielerlei Hinsicht einen 
Besuch wert, wie Sie auf den Seiten 30 und 31 feststellen 
werden. Ich hoffe, wir sehen uns in Bielefeld!

Tim-Rainer Bornholt, Hauptgeschäftsführer 
der Kommunalpolitischen Vereinigung 
der CDU und CSU Deutschlands (KPV)
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teilweise ausgeführt werden können. In den Kommunen 
gibt es vielfältige Aufgaben, bei denen sich die Flüchtlinge 
einbringen und etwas zum Gemeinwohl beitragen könnten. 
Das Integrationsgesetz ermöglicht jetzt, dass Asylbewer-
ber mit guter Bleibeperspektive schon während des Asyl-
verfahrens sinnvolle Arbeitsmöglichkeiten haben.

Hinsichtlich der finanziellen Auswirkungen sollte das wei-
tere Gesetzgebungsverfahren genutzt werden, Einspa-
rungen und Mehrausgaben besser abzuschätzen bzw. auf 
eine Erstattung der kommunalen Mehrausgaben im Rah-
men der Konnexität hinzuwirken.

Die Integrationskosten fallen in den Kommunen an:  
Kinder- und Jugendhilfe auch für unbegleitete minderjäh-
rige Flüchtlinge, Kitaausbau und Sprachförderung, Schul-
räume für Integrationsklassen, individuelle Betreuung 
und Beratung durch Integrationslotsen und Sanktions-
durchsetzung durch Ausländerämter. 

Der Bund hält Wort und übernimmt zusätzlich die Kosten 
der Unterbringung anerkannter Flüchtlinge für drei Jahre. 

Das Integrationsgesetz wird zur Zeit im Bundestag bera-
ten.  Die bereits im April vereinbarten Eckpunkte sollen 
umgesetzt werden. Nach dem Prinzip des Fördern und 
Forderns sieht das Gesetz Angebote, aber auch Pflichten 
für Flüchtlinge bei der Integration vor. Eine wichtige Forde-
rung der KPV – die Einführung von befristeten Wohnsit-
zauflagen für eine nachhaltige Integration – wird jetzt  
Gesetz. 

Das Integrationsgesetz ist aus Sicht der Kommunen zu 
begrüßen. Die vorgesehenen Maßnahmen unterstützen 
die bereits begonnenen Integrationsbemühungen vor Ort 
und fördern Eingliederung der Menschen, die zu uns kom-
men, in unsere Gesellschaft. Die KPV fordert darüber hi-
naus im nächsten Schritt auch die Personenkreise in den 
Blick zu nehmen, die sich bereits länger in Deutschland 
aufhalten. Auch hier muss ein neues „Fördern und For-
dern“ entwickelt werden – auch mit Auswirkungen auf 
den jeweiligen Aufenthaltsstatus. 

Insbesondere Wohnsitz
auflagen tragen dazu bei, 
die Integrationsbemühun-
gen der Kommunen zu 
verstetigen. Nunmehr er-
halten alle Beteiligten eine 
bessere Planungsgrund-
lage – sowohl Kommunen 
im ländlichen Raum, die 
bislang Integrationsbemü
hungen abbrechen müs-
sen, wenn Betroffene nach 
Anerkennung den Wohn-
sitz Richtung Stadt verla-
gern, als auch größere 
Städte, die diese Integrationsbemühungen im Grunde 
neu beginnen können, wenn die Betroffenen nach Aner-
kennung dorthin ziehen.

Die Beschäftigungsförderung kann seitens der Kommunen 
genutzt werden, um in diesem Rahmen Aufgaben erledigen 
zu lassen, die im normalen Betrieb aktuell nicht oder nur 

Integrationsgesetz

Neues Fördern und Fordern 
entwickeln

Ingbert Liebing MdB
ist KPV-Bundesvorsitzender und 
kommunalpolitischer Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion
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Das entlastet die Städte und Gemeinden allein im laufen-
den Jahr um zusätzlich 400 Millionen Euro, um 900 Milli-
onen Euro 2017 und um 1,3 Milliarden Euro im Jahr 2018. 
Der Zuschuss über drei Jahre soll dann insgesamt 2,6 
Milliarden Euro betragen. Darauf verständigten sich 
Bund und Länder bei einem Spitzentreffen im Bundes-
kanzleramt.

Eine einzige Anlaufstelle in der Kommune

Im Sinne eines Fallmanagements müssen die Struktu-
ren im Übergang der unterschiedlichen Leistungsträ-
ger und Hilfe- und Sanktionsstrukturen noch klarer 
entwickelt werden. Die Bundesagentur für Arbeit wird 
aus Nürnberg heraus den Stand der Integration nicht 
bewerten können. Die KPV fordert deswegen, dass 
eine kommunale Einrichtung Anlaufstelle für die Zu-
wanderer und Flüchtlinge sein muss. Möglichst viele 
Leistungen für Zuwanderer und Flüchtlinge müssen 
gebündelt werden. Ausländeramt, Jobcenter, Familien
kasse, BAMF, Kinder- und Jugendhilfe, Schule und Be-
rufsbildung organisieren ein gemeinsames Integrati-
onscenter oder vereinbaren, wo das nicht möglich ist, 
eine enge Zusammenarbeit. Der Datenaustausch 
muss gewährleistet und in einer E-Akte zusammenge-
fasst werden.

Diese weiterführenden Integrationsmaßnahmen sind not-
wendig, denn im Jahr 2015 sind über eine Million Flücht-
linge / Asylbewerber nach Deutschland gekommen. Es 
werden auch weiterhin Menschen nach Deutschland 
kommen, um hier vorübergehend oder dauerhaft zu le-

ben. Die Integration in die Gesellschaft und den deut-
schen Arbeitsmarkt – vorübergehend oder dauerhaft – 
ist zugleich Aufgabe jedes einzelnen nach Deutschland 
kommenden Menschen, des Staates und der Gesell-
schaft. Sie erfordert Eigeninitiative und Integrationsbe-
reitschaft des Einzelnen sowie staatliche Angebote und 
Anreize.

Ziel ist es, die unterschiedlichen Voraussetzungen und 
Perspektiven der Flüchtlinge zu berücksichtigen und da-
für passende Maßnahmen und Leistungen anzubieten so-
wie im Gegenzug Integrationsbemühungen einzufordern, 
um eine schnelle Integration zu ermöglichen. Dabei liegt 
der Schwerpunkt auf

• �dem Erwerb der deutschen Sprache

• �einer dem deutschen Arbeitsmarkt gerecht werdenden 
Qualifizierung der betroffenen Menschen.

Der deutsche Arbeitsmarkt benötigt eine Vielzahl von 
Fachkräften. Dieser Bedarf kann auch durch die nach 
Deutschland kommenden schutzsuchenden Menschen 
teilweise abgedeckt werden. Zugleich profitieren auch 
die Gesellschaft und die Arbeitsmärkte der Herkunftslän-
der im Falle einer Rückkehr von in Deutschland erworbe-
nen Qualifikationen. 

Bleibeperspektive und Status  
berücksichtigen

Die bestehenden gesetzlichen Regelungen für eine 
schnelle, erfolgreiche und auf die Aufnahme einer qualifi-
zierten Beschäftigung ausgerichteten Integration werden 
an die aktuellen Bedarfe angepasst. Dabei sollen die Blei-
beperspektive, der Status und die individuellen Bedarfe 
der Flüchtlinge ebenso berücksichtigt werden wie der 
Grundsatz aufeinander aufbauender Integrationsschritte, 
ohne dass damit eine Vorfestlegung für die jeweils nächste 
Stufe verbunden ist.

Mit den gesetzlichen Änderungen werden Anpassungen 
des Integrationskurssystems auf den gestiegenen Bedarf 
vorgenommen. Die Verpflichtungsmöglichkeiten werden 
ausgeweitet und ein frühzeitiger Spracherwerb wird sicher
gestellt.

Für bestimmte Leistungsberechtigte wird zugleich eine 
leistungsrechtliche Verpflichtung eingeführt, an Integrati-
onskursen nach § 43 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) 
teilzunehmen, wenn die zuständige Leistungsbehörde sie 
hierzu auffordert.
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len Arbeitslosigkeit und unter Beteiligung der Länder 
gänzlich auf eine Vorrangprüfung verzichtet. Dies er-
möglicht auch ein Arbeitsverhältnis in Leiharbeit. 

• �Daneben enthält der beschlossene Gesetzentwurf 
eine Änderung beim Zugang zu arbeitsmarktpoliti-
schen Leistungen, die Langzeitarbeitslosigkeit vor-
aussetzen.

Teilnahmeverpflichtung und Konsequenzen 
bei Verweigerung

Im AsylbLG wird eine leistungsrechtliche Verpflichtung 
zur Wahrnehmung von Flüchtlingsintegrationsmaßnah-
men eingeführt. Hiervon ausgenommen sind Asylbe-
werberinnen und Asylbewerber aus sicheren Herkunfts-
staaten nach § 29a des Asylgesetzes (AsylG) sowie 
Leistungsberechtigte, die geduldet oder vollziehbar 
ausreisepflichtig sind, da diese Leistungsberechtigten 
keinen Zugang zu Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen 
haben. Die pflichtwidrige Ablehnung oder der Abbruch 
dieser Maßnahmen hat künftig eine Absenkung auf das 
Leistungsniveau nach § 1a Absatz 2 AsylbLG zur Folge. 
Die betreffenden Regelungen finden auf die Bezieherin-
nen und Bezieher von Grundleistungen und die Leis-
tungsberechtigten nach § 2 Absatz 1 AsylbLG gleicher-
maßen Anwendung. Zugleich wird auch die Regelung 
über die Heranziehung zu Arbeitsgelegenheiten nach  
§ 5 AsylbLG und über die Verpflichtung zur Teilnahme 
an einem Integrationskurs nach § 5b AsylbLG auf die 
Gruppe der Leistungsberechtigten nach § 2 Absatz 1 
AsylbLG erstreckt.

Beschäftigung und Arbeit fördern

Für Leistungsberechtigte nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz (AsylbLG) – mit Ausnahme von Asylbewerbe-
rinnen und Asylbewerbern aus sicheren Herkunftsstaa-
ten sowie von vollziehbar ausreisepflichtigen Personen – 
werden 100 000 zusätzliche Arbeitsgelegenheiten aus 
Bundesmitteln (Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen) ge-
schaffen. Ziele sind eine niedrigschwellige Heranführung 
an den deutschen Arbeitsmarkt sowie das Angebot einer 
sinnvollen und gemeinnützigen Betätigung während des 
Asylverfahrens. Der Gesetzentwurf regelt, dass diese 
Maßnahmen keine Beschäftigungs- oder Arbeitsverhält-
nisse begründen.

Für Gestattete mit einer guten Bleibeperspektive und für 
Geduldete sowie für Inhaber bestimmter humanitärer 
Aufenthaltstitel soll der Zugang zu Leistungen der Ausbil-
dungsförderung nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB III) befristet deutlich erleichtert werden.

Das neue Integrationsgesetz sieht auch mehr Rechtssi-
cherheit für Geduldete und Ausbildungsbetriebe vor. 
Künftig erhält der Auszubildende eine Duldung für die Ge-
samtdauer der Ausbildung. Die bisher bestehende Alters-
grenze für den Beginn der Ausbildung wird aufgehoben. 
Um Missbrauch zu vermeiden, erlischt der Status auto-
matisch bei Abbruch der Ausbildung. Nach erfolgreichem 
Abschluss der Berufsausbildung erhält der Geduldete ei-
ne weitere Duldung für die Dauer von sechs Monaten zur 
Arbeitsplatzsuche. Für eine anschließende Beschäftigung 
wird eine Aufenthaltserlaubnis für zwei Jahre erteilt. Im 
Falle der strafrechtlichen Verurteilung wird die Aufent-
haltserlaubnis widerrufen.

Erleichterungen betreffen insbesondere:

• �die Berufsausbildungsbeihilfe zur Sicherung des Lebens
unterhaltes während einer betrieblichen Berufsaus
bildung, soweit der Lebensunterhalt nicht bereits ge
sichert ist;

• �ausbildungsbegleitende Hilfen und Assistierte Ausbil-
dung als aktive Maßnahmen, die eng mit betrieblicher 
Berufsausbildung verknüpft sind, sowie

• �berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen, die der Vor-
bereitung auf die Aufnahme einer Ausbildung dienen 
und betriebliche Praktika umfassen.

• �Für einen Zeitraum von drei Jahren wird bei Asylbewer-
bern und Geduldeten in Abhängigkeit von der regiona-
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Wohnsitzauflagen verbessern Integrations-
bemühungen

Die Regelungen zur Wohnsitzzuweisung sind Teil des mit 
diesem Gesetz verfolgten integrationspolitischen Ge-
samtansatzes und sollen insbesondere integrationshem-
menden Segregationstendenzen entgegenwirken. Sie 
werden durch Änderungen im Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch (SGB II), insbesondere zur örtlichen Zuständigkeit 
der Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende, sowie 
durch eine Ergänzung des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) 
zur örtlichen Zuständigkeit der Sozialgerichte in Angele-
genheiten des SGB II am Ort des zugewiesenen Wohnsit-
zes sowie durch eine Änderung des Zwölften Buches So-
zialgesetzbuch (SGB XII) flankiert.

Bei behördlicher Heranziehung von Dolmetschern und 
Übersetzern im Sozialverwaltungsverfahren und bei der 
Ausführung von Sozialleistungen sollen die Kosten unmittel-
bar im jeweiligen Leistungssystem getragen werden, wenn 
Berechtigte ihren gewöhnlichen Aufenthalt seit weniger als 
drei Jahren in der Bundesrepublik Deutschland haben.

Belastungen für die Kommunen

Durch die Öffnung der Maßnahmen zur Ausbildungsförde-
rung entstehen Minderausgaben für Leistungen nach dem 
AsylbLG in den Haushalten von Ländern und Kommunen:

2016 2017 2018 2019

-14 Mio.  
Euro

-38 Mio.  
Euro

-14 Mio.  
Euro

-7 Mio.  
Euro

Da die Kosten von Übersetzer- und Dolmetscherleistun-
gen im Sozialverwaltungsverfahren und bei der Ausfüh-
rung von Sozialleistungen nach Einführung der Regelung 
innerhalb der ersten drei Jahre nach Begründung des 
gewöhnlichen Aufenthalts in Deutschland im jeweiligen 
Leistungssystem zu übernehmen sind, kommt es im Hin-
blick auf das Sozialverwaltungsverfahren (Zehntes Buch 
Sozialgesetzbuch – SGB X) zu Mehrkosten (geschätzt 17 
Millionen Euro jährlich) und im Hinblick auf die Ausfüh-
rung von Sozialleistungen (Erstes Buch Sozialgesetz-
buch – SGB I) zu Mehrkosten (bislang ohne Angabe der 
geschätzten Höhe), die insbesondere die Träger der 
Leistungen nach dem Fünften Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB V) betreffen.

Soweit die entsprechenden Kosten bisher über die An-
wendung von Härtefallregelungen im Einzelfall von den 
Trägern nachrangiger existenzsichernder Sozialleistun-
gen getragen wurden, werden diese Träger der Leistun-
gen nach dem SGB II und nach dem SGB XII speziell bei 
Dolmetscherleistungen für gesetzlich Krankenversicher-
te zugleich entsprechend entlastet. Soweit die Betroffe-
nen keine existenzsichernden Sozialleistungen beziehen, 
werden sie entsprechend entlastet. 

Im Wesentlichen soll durch die Ergänzung des § 17 SGB I 
ein entsprechender Kostenanstieg bei Härtefallregelun-
gen von vornherein vermieden werden. Für nicht Kran-
kenversicherte können sich Auswirkungen bei den Ge-
sundheitsleistungen der Sozialhilfe ergeben. Dies betrifft 
auch nicht versicherte Empfänger laufender Leistungen 
nach § 2 AsylbLG im Falle ihrer Versorgung durch die 
Krankenkassen gegen Kostenerstattung (nach § 264 Ab-
satz 2 und 7 SGB V).

Die Einführung einer Informationspflicht des Trägers nach 
§ 23 Absatz 5 Satz 2 SGB XII am neuen Aufenthaltsort bei 
Verstoß gegen eine räumliche Beschränkung oder Wohn-
sitzauflage gegenüber dem Träger am Ort der räumlichen 
Beschränkung oder Wohnsitzauflage, kann zu nicht näher 
quantifizierbaren Kostenersparnissen für beide Träger 
führen.

Die in § 5b AsylbLG vorgesehene Verpflichtung zur Teil-
nahme an Integrationskursen und die hieran anknüpfen-
den Entscheidungen über Leistungseinschränkungen, 
sofern der Heranziehung pflichtwidrig nicht Folge geleis-
tet wird, verursachen bei den zuständigen Behörden der 
Länder und Kommunen zusätzlichen Aufwand in nicht 
quantifizierbarer Höhe. Gleiches gilt für die mit diesen 
Entscheidungen jeweils verbundenen Kooperations- und 
Überwachungspflichten.
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Regional bedeutet Vertrauen

Viele Bürgerinnen und Bürger vertrauen regionalen Wirt-
schaftsstrukturen. Regionalität wird als Gegengewicht 
zur Globalisierung und damit als Anker empfunden. Wo 
kommt ein Produkt her? Kenne ich das Unternehmen 
selbst? Wie verankert ist das Unternehmen in meiner 
Stadt, in meiner Gemeinde? Welche Verantwortung über 
die ökonomische hinaus übernimmt das Unternehmen?

Regionale Wertschöpfung ist ein Wirtschaftsentwurf, der 
ökonomische, soziale und ökologische Aspekte vereinigt 
– also Nachhaltigkeit im besten Sinne lebt und fördert. 
Wertschöpfung führt zu Wertschätzung.

Bei sich rapide verändernden Rahmenbedingungen ge-
winnen die Unternehmen, die auf regionaler Ebene aktiv 
sind, an Vertrauen.

Bei einem guten Preis-Leistungsverhältnis und ihrer expli-
ziten Kundennähe können sie mit ihrem Engagement für 
die Region zusätzliche Wertschätzung erlangen. Nähe ist 

Lang andauernde weltweite Krisen erschüttern das Ver-
trauen der Bevölkerung in die traditionellen Institutionen. 
Dazu gehören auch die großen internationalen Unterneh-
men. Kommt in bewegten Zeiten die Rückbesinnung auf die 
regionalen Behörden und Unternehmen?

Krisen wie die Banken-, Finanz- und Eurokrise, aber auch 
die andauernden Konflikte in allen Teilen der Welt sowie 
die Bedrohung durch den internationalen Terrorismus las-
sen auch das Vertrauen in traditionelle Institutionen sinken.

Dazu zählen die Medien, die Politik, aber auch große, in-
ternational tätige Unternehmen.

Sinkendes Vertrauen und steigender Unmut lässt sich an 
der großen Zahl der Nichtwähler, am Zulauf zu radikalen 
Parteien wie der AfD, aber auch am Misstrauen gegen-
über Freihandelsabkommen oder Angst vor Globalisierung 
ablesen.

Vor diesem Hintergrund 
wird die kommunale Ebe-
ne wieder stärker als ver-
lässlicher Orientierungs-
rahmen gewertet.

Bürgermeister und Stadt- 
und Gemeindeverwaltun-
gen sind vom Vertrauens-
verlust der anderen Politik
ebenen kaum oder gar nicht 
betroffen

Viele Bürger trauen den lokalen Behörden derzeit mehr 
als den Behörden auf Landes- oder Bundesebene zu, 
mit der Aufnahme, Unterbringung und Integration von 
Flüchtlingen fertig zu werden. Und als verlässlicher 
Partner der Menschen werden zunehmend auch die 
kommunalen Unternehmen gesehen. Wie selbstver-
ständlich beweist sich die kommunale Ebene derzeit als 
der Leistungsträger unserer Zeit – und die Bürger be-
merken dies. 

Regionale Wirtschaft

Ein Plädoyer für die  
kommunale Ebene

Katherina Reiche
Hauptgeschäftsführerin des Verban
des kommunaler Unternehmen
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in Zeiten der Globalisierung zu einem Wettbewerbsvorteil 
geworden. Nur wer ein Unternehmen kennt, kann ihm 
vertrauen. Sei es als Lieferant oder als Arbeitgeber. Dies 
ist auch der Grund, warum die Bürger kommunalen Unter-
nehmen so stark vertrauen.

Bürgernähe als Teil der DNA

Dass drei von vier Bundesbürgern kommunalen Unter-
nehmen großes Vertrauen entgegenbringen, ist weder 
Zufall noch Ergebnis eines kurzfristigen Trends. Im Ge-
genteil: Kommunale Unternehmen wirtschaften seit Jahr-
zehnten effizient, verlässlich und nah am Bürger. Bürger-
nähe gehört zu ihrer regionalen DNA.

Die Bürger im Land kennen und vertrauen ihren Ver- und 
Entsorgern vor Ort. In Zeiten verschärfter Krisen besin-
nen sich die Menschen auf Regionalität, lokale Veranke-
rung sowie Vertrautheit: Anders als große, global agieren-
de Unternehmen ist die kommunale Wirtschaft nicht auf 
wenige große Standorte konzentriert. In allen Städten 
oder Regionen unseres Landes finden sich kommunale 
Unternehmen als verlässliche und faire Arbeitgeber.

Die Universität Leipzig belegt den Mehrwert: Die kommu-
nale Wirtschaft ist für rund 16,7 Milliarden Euro Einkom-
men verantwortlich und generiert 23,7 Milliarden Euro an 
Steuern.

Sie sichert also nicht nur wichtige Infrastrukturen, wie 
Energieerzeugung, Strom- und Gasnetze oder Wasserver-
sorgungssysteme in Deutschland, sondern ist auch noch 

ein bedeutender Wirtschaftsfaktor. Sie sichert darüber 
hinaus für 690 000 Menschen in Deutschland Beschäfti-
gung.

Bürger erwarten mehr als nur Strom, 
Wasser und saubere Städte

Gesellschaftliche Gruppen erwarten nicht nur vom Staat 
und der staatlichen Verwaltung gesellschaftliche Verant-
wortung, sondern auch von Unternehmen. Die Erwartun-
gen an kommunale Unternehmen sind daher besonders 
hoch: 83 Prozent der befragten Bundesbürger erwarten, 
dass kommunale Unternehmen die Aus- und Weiterbil-
dung ihrer Mitarbeiter fördern. 80 Prozent meinen, dass 
Stadtwerke eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie fördern sollten. Die meisten Kundinnen und Kunden 
erwarten jedoch auch, dass kommunale Unternehmen 
nachhaltig wirtschaften (87 Prozent). Das alles unter-
streicht die hohe Erwartungshaltung der Bürgerinnen und 
Bürger an kommunale Unternehmen.

Fragt man nach dem Vertrauen der Bürger in kommunale 
und private Unternehmen, schneiden die kommunalen 
Unternehmen besser als viele andere Institutionen ab.

Besonders Banken (23 Prozent) und Großunternehmen 
(nur 16 Prozent) leiden unter mangelndem Vertrauen der 
Bürger. Da wundert es nicht, dass die überwiegende 
Mehrheit der Befragten Privatisierungen eine Absage er-
teilt, zumal sie in hohem Maße (zu 91 Prozent) mit den 
Unternehmen vor Ort zufrieden sind. Dies stärkt eben-
falls das Vertrauen zu kommunalen Unternehmen.

Viele politische Entscheidungen, die die Zukunft der Kom-
munen und ihrer Unternehmen betreffen, werden heute 
in Berlin und Brüssel getroffen. Dazu zählt nicht nur die 
Flüchtlingsfrage, sondern auch die Energiewende, die Ge-
staltung der Wasserversorgung oder die Zukunft der Ab-
fallentsorgung.

Um die Akzeptanz der Bürgerinnen und Bürger etwa für 
die Energiewende zu erhalten, ist es bei großen politi-
schen Aufgaben wichtig, die kommunale Ebene stärker 
einzubinden. Hier werden Entscheidungen umgesetzt, die 
die Menschen im unmittelbaren Umfeld betreffen. Dazu 
gehört auch ein guter öffentlicher Nahverkehr, eine at-
traktive Bäderlandschaft und bezahlbare Energie.

Bei den anstehenden energie- oder abfallpolitischen Ent-
scheidungen sollten sich die Landesregierungen wie die 
Bundesregierung bewusst sein: Einen Erfolg wird man nur 
mit, nicht gegen die kommunale Ebene erzielen.
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nehmer bestehen. Jedes Land in der Europäischen Union 
muss dafür sorgen, dass wirksame und leistungsfähige 
Sicherungssysteme aufgebaut werden.

Sparer in Deutschland vertrauen  
den bestehenden Sicherungssystemen; 
Psychologische Dimension darf nicht 
unterschätzt werden

Europäische Standards dafür gibt es. Sie sind Teil der 
Bankenunion und wurden im April 2014 gemeinschaftlich 
beschlossen. Die entsprechende EU-Richtlinie 2014/49/
EU musste bis 3. Juli 2015 in nationales Gesetz umgesetzt 
sein. Sie sieht schrittweise einen Aufbau der entspre-
chenden Fonds bis zum Jahr 2024 vor. Deutschland hat 
die Regelungen fristgerecht umgesetzt, wie insgesamt 14 
von 28 EU-Mitgliedsstaaten. Die EU-Kommission ist nun 
gefordert, diese europäische Einlagensicherung auch Re-
alität werden zu lassen. Stand Anfang Juni 2016 – ganze 
zwölf Monate nach Inkrafttreten dieser grundlegenden 
europäischen Richtlinie – haben diese noch immer nicht 
alle EU-Mitgliedstaaten umgesetzt. Es ist oberste Vertrags

Die Pläne der Europäischen Kommission, die Einlagensi-
cherungssysteme aus 19 Eurostaaten zu vergemeinschaf-
ten, stoßen auf viel Kritik. Es gibt kaum ein Land in der EU, 
das keine Einwände gegen dieses Vorhaben der Zentralisie-
rung vorzubringen hätte. Zu Recht, denn das Vertrauen der 
Sparer in die Sicherheit ihrer Spareinlagen trägt entschei-
dend zur Stabilität eines Finanzmarktes bei.

Volkswirtschaft, Sparbereitschaft und 
Finanzmarktstabilität – alles basiert auf einer 
vertrauenswürdigen Einlagensicherung

Vertrauen ist die Grundlage dafür, dass Kunden ihrem Kredit
institut das eigene Geld über den Tag hinaus zur Verfügung 
stellen. Daraus machen Geldhäuser Kredite. Bei Sparkassen 
fließt der Großteil in mittel- und langfristige Kredite an Mit-
telständler und Selbständige sowie an private Haus- und 
Wohnungsbesitzer. Auf solch stabile Finanzierungskreisläu-
fe stützt sich die Volkswirtschaft in Deutschland. 

Die Sparer in Deutschland 
können sich auf wirksame 
Sicherungssysteme verlas-
sen. Und das tun sie auch. 
Sie vertrauen ihrer Haus-
bank mit dem dahinter ste-
henden jeweiligen Siche-
rungssystem. Das wissen 
wir aus repräsentativen Um
fragen. Zehn Mal so viele 
Menschen schenken den 
aktuellen Sicherungssyste-
men in Deutschland mehr 
Vertrauen als einer etwaigen vergemeinschafteten Einlagensi-
cherung auf EU-Ebene. Rund 86 Prozent der Bundesbürger 
geben an, dass ihre Einlagen (sehr) sicher seien. Wir wollen 
das Kundenvertrauen auf diesem hohen Niveau halten. 

Aus diesem Grund sind wir zwar für eine europäische Ein-
lagensicherung, aber gegen eine Zwangshaftung in der 
Euro-Zone. Eine Europäische Einlagensicherung muss aus 
unserer Sicht aus der Eigenverantwortung aller Marktteil-

Sparkassen sichern Einlagen

Für Eigenverantwortung, 
gegen Zwangshaftung

Georg Fahrenschon
Präsident des Deutschen Sparkassen- 
und Giroverbandes (DSGV)
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pflicht der EU-Kommission, ihre Arbeit zunächst darauf 
zu konzentrieren, den bereits getroffenen Vereinbarun-
gen Geltung zu verschaffen. 

Zentralisiertes System erhöht Instabilitäten 
und müsste fremde Fehler in der Wirtschafts-
politik ausgleichen

Ein zentralisiertes Sicherungssystem, wie es die EU-Kom-
mission in die Diskussion gebracht hat, würde die Gefahr 
von wirtschaftlichen Instabilitäten erhöhen. Die Vorstel-
lung, eine breite Verteilung von Risiken auf möglichst vie-
le Schultern würde die Stabilität erhöhen, ist falsch. Tat-
sächlich hat die Finanzkrise gezeigt, dass gerade die brei-
te Streuung von Risiken zu unbeherrschbaren psychologi-
schen Unsicherheiten und damit zu einem Funktionsver-
lust der Finanzmärkte insgesamt führen kann. 

Die einzelnen Bankensysteme innerhalb der Eurozone un-
terscheiden sich hinsichtlich ihrer Stabilität und Leis-
tungsfähigkeit. Das war bereits vor Ausbruch der Finanz-
krise so.

Heute ist beispielsweise ein hoher Prozentsatz der notlei-
denden Kredite auf einige Länder konzentriert, die oft zu-
gleich unterdurchschnittliches Wirtschaftswachstum und 
hohe Arbeitslosigkeit aufweisen. Mit einer vergemein-
schafteten Einlagensicherung wäre vor dem Hintergrund 
sehr unterschiedlicher Ausgangsbedingungen eine Trans-
ferunion zwischen Banken beziehungsweise deren Einla-
gensicherungssystemen angelegt. Stabile und leistungs-
fähige Bankensysteme und ihre Sicherungsfonds würden 

gezwungen, für instabile Systeme zu haften, ohne Ein-
fluss auf diese fremden Risiken zu haben. Jenseits der 
Bankenrisiken im engeren Sinne müssten auch Fehler in 
der Wirtschaftspolitik eines Landes sowie politische Risi-
ken allgemein, die sich auf die finanzielle Stabilität aus-
wirken, von fremden Sicherungssystemen getragen wer-
den. Diese Einlagensicherungen müssten dann für Politik-
versagen in einem anderen Land haften. Das ist nicht 
hinnehmbar.

Bankenunion darf keine Transferunion sein

Die Eigenverantwortung der Länder, der Banken und ih-
rer Sicherungssysteme in der Eurozone darf nicht durch 
Umverteilungsmechanismen, wie sie die EU-Kommission 
vorsieht, geschwächt werden. Statt Risiken umzuvertei-
len, müssen Risiken in den Finanzsystemen, der Realwirt-
schaft und den Staatshaushalten substanziell abgebaut 
werden.

Die Sparkassen-Finanzgruppe unterstützt zusammen mit der 
„Initiative der deutschen Wirtschaft für einen wirksamen 
Einlagenschutz“ und mit der gesamten deutschen Kredit-
wirtschaft uneingeschränkt die Position der Bundesregie-
rung und der sie tragenden Koalitionsfraktionen: Diese 
haben sich dafür stark gemacht, dass es keine zentrale 
europäische Einlagensicherung geben darf, solange die 
Risiken im europäischen Bankensektor nicht grundlegend 
verringert werden. Konsequent haben die deutschen 
Bundesregierungen seit Beginn der Bankenkrise das Ziel 
verfolgt, die Stabilität des funktionierenden deutschen 
Einlagensicherungssystems zu erhalten. Diese Unterstüt-
zung ist wertvoll. Im Namen unserer Kunden – der Sparer 
und mittelständischen Unternehmen – bedanken wir uns 
dafür.

Die Sparkassen in Deutschland sind ein wichtiger Be-
standteil der Wirtschaft und Gesellschaft vor Ort. Es 
lohnt sich daher, für gute Rahmenbedingungen einzutre-
ten. Bei der Einlagensicherung in der EU bedeutet das, 
europaweit geltenden Standards, die in Eigenverantwor-
tung umgesetzt werden müssen, den Vorzug zu geben, 
weil sie den bestmöglichen Einlagenschutz in allen Län-
dern gewährleisten. 

Aktuelle Positionen sind auf der Internetseite des Deut-
schen Sparkassen- und Giroverbandes (DSGV) zu finden: 
www.dsgv.de.

„Initiative der deutschen Wirtschaft für einen wirksa- 
men Einlagenschutz“: www.damit-sicher-sicher-bleibt.de 
und #sicherbleibtsicher.
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ligente Vernetzung auf allen Ebenen. Sie halten ein derar-
tiges Szenario für wahrscheinlich, verknüpfen es zudem 
mit der Erwartung, dass sich die Nutzung dezentraler Er-
neuerbarer Energien auch auf die gesellschaftliche Selb-
storganisation positiv auswirkt.

Die Annahme dass Zellenstrukturen und vernetzte Regio-
nen entstehen, hält eine weit überwiegende Mehrheit der 
Befragten branchen- und fachübergreifend für wahr-
scheinlich. Dies vor allem in Deutschland, Europa, Nord-
amerika. Dies beträfe unter Umständen auch weit mehr 
als reine Energieversorgung. Die Notwendigkeit, das ge-
samte Portfolio der Daseinsvorsorge in solchen „Zellen“ 
abzubilden, könnte in Zukunft entstehen.

Photovoltaik als Gamechanger – Biomasse 
auf dem Rückzug

Mit 63 Prozent ist die deutliche Mehrheit der Interview
partner davon überzeugt, dass sich die energetische Bio-
massenutzung aus mehreren Gründen nicht durchset- 
zen wird. Akzeptanz- und Nutzungskonflikte werden  

Um strategische Entscheidungen mit langen Planungshori-
zonten zu treffen, brauchen Verantwortliche Orientierung 
und Vorstellung von dem, was sie erwarten mag. PwC hat 
zusammen mit dem Bundesverband der Energie- und Was-
serwirtschaft (BDEW) und der Gesellschaft für internatio-
nale Zusammenarbeit GmbH (GIZ) eine Zukunftsstudie 
nach der Delphi Methode durchgeführt, mit der wir einen 
systematischen und langfristigen Blick in das Jahr 2040 
werfen möchten.

Wir ließen uns bei der Auswertung der Studie von der Fra-
ge leiten, wie sich Energiesysteme in Deutschland, Euro-
pa und weltweit verändern. Welche Herausforderungen 
können in Zukunft auftreten, wie können wir heute schon 
mögliche Entwicklungen antizipieren, welche strategi-
schen Entscheidungen können wir heute schon treffen? 
Wir befragten weltweit 350 Experten nach ihrer Einschät-
zung und Meinung, verknüpften und bewerteten diese. 
Die Studie möchte mögliche Entwicklungen aufzeigen 

und „food for thoughts“ 
liefern. Sie enthält visio-
näre Ansätze und mutige 
Ideen. Der vorliegende 
Beitrag möchte den Leser 
auffordern mit den Ergeb-
nissen das komplexe Sys-
tem der Energieversor
gung und Daseinsvorsor-
ge weiterzudenken.

Aber auch für Entschei-
der in den Kommunen, die 
sich nicht die Energiever-
sorgung auf die Fahnen geschrieben haben, möchten wir 
hier Entwicklungen skizzieren, die eine Mehrheit der Ex-
perten für wahrscheinlich hält und die wir als relevant er-
achten.

Fast zwei Drittel der Interviewpartner sehen in Zukunft 
einen neuen und hocheffizienten Typus von Städten ent-
stehen. Diese reduzieren ihren Energiebedarf durch intel-

Mit PWC in die Zukunft

Delphi Energy Future –  
food for thoughts

Sven-Joachim Otto
Partner bei der Rechtsanwalts
gesellschaft PwC Legal in Düsseldorf, 
Mitglied des Delphi Energy Future 
2040 Steuerungskreises
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nicht nur für Deutschland und Europa, sondern ab
geschwächt auch für viele weitere Regionen der Welt er
wartet.

Die überwiegende Mehrheit der Experten geht davon aus, 
dass sich bahnbrechende neue Technologien im Bereich 
Photovoltaik (PV) bis zum Jahr 2040 im Markt durchset-
zen und die dezentrale Stromerzeugung weiter vorantrei-
ben werden. Diese neuen Technologien „verändern das 
Spiel“, indem sie die Einsatzbereiche von PV enorm er-
weitern. Insbesondere der gesellschaftliche Sektor ist 
überzeugt, dass bis spätestens 2040 die Verbraucher 
durch ihr Nachfrageverhalten entscheidenden Druck auf 
die Nachhaltigkeit aller Produkte und Dienstleistungen 
ausüben werden. Die Experten gehen auch von ganz kon-
kreten Konsequenzen auf das Konsumverhalten und für 
die Vermarktung und Produktgestaltung aus. Alle Ergeb-
nisse finden Sie auf www.delphi-energy-future.de. Sie 
sind auch jederzeit herzlich eingeladen Ihre Anregungen 
und Ideen mit uns zu teilen: info@delphi-energy-future.
com.

Keine E-Scooter mehr in Bussen?

Das schleswig-holsteinische OLG hat am 11.12.2015 ent-
schieden, dass Verkehrsunternehmen nicht pauschal die 
Mitnahme von E-Scootern für Menschen mit Behinderung 
verbieten dürfen. Es weicht damit von dem Beschluss des 
OVG Münster vom 15.06.2015 ab. Die Kieler Verkehrsge-
sellschaft (KVG) hatte im Februar 2015 in einer Presse-
mitteilung unter Aufgabe ihrer bisherigen Praxis angekün-
digt, zukünftig keine E-Scooter mehr in Bussen zu beför-

dern. Anlass war eine Empfehlung des VDV, die auf einer 
Studie beruhte, wonach E-Scooter in bestimmten Fahrsi-
tuationen in Bussen kippen oder rutschen können. Der 
Bundesverband Selbsthilfe Körperbehinderter e.V. (BSK) 
hatte hiergegen vor dem LG Kiel geklagt, war jedoch un-
terlegen. 

Die Berufung vor dem OLG hatte nunmehr teilweise Er-
folg. Das Gericht entschied, dass ein pauschales Verbot 
der Mitnahme aller E-Scooter Modelle eine unzulässige 
Benachteiligung bei der Beförderung von Menschen mit 
Behinderung darstelle und gegen § 19 des Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) verstoße. Bei einer 
undifferenzierten Untersagung des Transports von 
E-Scootern in Bussen sei letztlich die Körperbehinde-
rung ein Unterscheidungsmerkmal im Sinne des AGG 
und vorliegend der Grund, Körperbehinderten die Nut-
zung der Busse zu verwehren. Die vorgetragenen Sicher-
heitsbedenken stellten keinen sachlichen Grund für  
ein pauschales Verbot der Beförderung sämtlicher 
E-Scooter dar.

Das Gesetz zur Änderung der Gemeinde
ordnung für das Land NRW

Das Gesetz zur Änderung der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 28. Januar 2015 
novelliert den § 108a GO NRW und führt den § 108b 
GO NRW neu ein. Die Novelle sieht die Möglichkeit der 
Besetzung von Aufsichtsratsmandaten mit extern be-
schäftigten Arbeitnehmervertretern vor. Des Weiteren 
wird die befristete Möglichkeit einer vollparitätischen 
Besetzung des fakultativen Aufsichtsrats anstelle einer 
Drittelparität für kommunal beherrschte Gesellschaften 
geschaffen. 

Ziel ist es, die bereits im Jahr 2010 mit dem § 108a GO 
NRW a. F. eingeführte Arbeitnehmerbestimmung durch 
die (befristete) Option der Vollparität auszudehnen und 
hierdurch den Arbeitnehmern in einem kommunalen 
Unternehmen ein signifikantes Mitentscheidungsrecht, 
so wie es bereits auf Bundesebene nach dem MitbestG 
und dem MontanMitbestG umgesetzt ist, an die Hand 
zu geben. Durch die Möglichkeit, auch nicht betriebs-
zugehörige (externe) Personen zu entsenden, erhofft 
sich die Landesregierung, die Zweckmäßigkeit und 
Nützlichkeit des Aufsichtsrates zu erhöhen. Auf Antrag 
kann von dem Grundsatz der Drittelbeteiligung zuguns-
ten einer paritätischen Besetzung im Aufsichtsrat ab
gewichen werden. Dazu muss die Gemeinde einen 
schriftlichen Antrag an die zuständige Aufsichtsbehörde 
stellen.
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wird und deren Einnahmen beiden Partnern zugutekom-
men. Auch Beteiligungen von Bürgern werden in Solar-
projekten immer wieder ermöglicht, um die Anwohner 
von Kraftwerksprojekten in die Energiewende einzubezie-
hen. Dies gilt auch für die wettbewerblichen Bedingungen 
von Ausschreibungen, denen sich Solarprojekte seit letz-
tem Jahr stellen.

Die Windenergie an Land ist im Moment die günstigste 
Form der Erneuerbaren Erzeugung. Auch sie findet dezen-
tral statt und schafft die Möglichkeit, die Menschen vor 
Ort zu beteiligen. Die EnBW hat sich auf diese Dezentrali-
tät eingestellt und neben der Zentrale in Stuttgart weitere 
Projektierungsbüros in Trier, Erfurt, Hamburg und Berlin 
eröffnet. Von dort aus setzen wir gemeinsam mit Part-
nern Windprojekte um. Als Partner stehen uns Projektie-
rer, Kommunen und Bürger zur Seite, die sich an Projek-
ten beteiligen können. Beispiele für die erfolgreiche Um-
setzung finden sich zum Beispiel in Schopfloch und eine 
Beteiligungsplattform ermöglicht weiteres Engagement 
interessierter Bürger. 

Da gerade die Akzeptanz für Windenergieprojekte wich-
tig, aber auch schwierig zu erreichen ist, setzen wir auf 
Transparenz. Für unsere Projekte haben wir Projekthome-

Die EnBW hat sich auf den Weg gemacht, die Energiewende 
nicht nur zu begleiten, sondern aktiv zu gestalten. Ein Groß-
teil der Investitionen geht in die Bereiche Netz und Erneu-
erbare Energien, die beiden wesentlichen Pfeiler der Ener-
giewende. Gemeinsam mit vielen Partnern sollen Projekte 
umgesetzt werden, allerdings sind die politischen Vorga-
ben nicht immer progressiv und verlässlich. Dabei sind ge-
rade jetzt stabile Rahmenbedingungen wichtig, um die 
Energiewende zu meistern und die Akzeptanz weiterhin zu 
erhalten.

Im Jahr 2012 gab sich die EnBW eine neue strategische 
Ausrichtung: Energiewende. Sicher. Machen. Seither ist 
viel passiert. Im Jahr 2015 wurden beispielsweise von 1,5 Mil-
liarden Euro Investitionen ungefähr 80 Prozent in die Be-
reiche Erneuerbare Energien und Netzwirtschaft inves-
tiert. Diese zentralen Säulen der Energiewende bilden das 
strategische Fundament für die Entwicklung der EnBW. 
Von Baden-Württemberg aus soll die Energiewende auch 

deutschlandweit vorange
trieben werden. Um dies 
zu erreichen, sind kom-
munale und bürgerschaft
liche Beteiligungsmodelle 
entwickelt worden sowie 
Niederlassungen über Ba
den-Württemberg hinaus.

Im Bereich der Photovol-
taik hat sich die EnBW 
bereits sehr gut auf die 
neu eingeführten Aus-
schreibungen eingestellt 
und Zuschläge für 25 MW Leistung erhalten, die in den 
nächsten zwei Jahren umgesetzt werden.

Neben den Ausschreibungen setzen wir gemeinsam mit 
Kunden Projekte um, in denen der Strom vor Ort direkt 
verbraucht wird. Ein Beispiel ist der Werkzeugbauer Paul 
Hafner in Wellendingen bei Rottweil. Dort wurde eine An-
lage mit 351 KWp gebaut, die vor allem auf die Eigen-
stromversorgung ausgelegt ist. Die Gemeinde Dieten-
heim hat gemeinsam mit der EnBW ein Solarprojekt um-
gesetzt, dessen Strom mittlerweile direkt vermarktet 

EnBW strategisch neu ausgerichtet

Quo vadis Energiewende?

Michael Liesner
Senior Manager Politik, Wirtschaft 
und Gesellschaft, EnBW
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pages eingerichtet, auf denen sich Beteiligte und Interes-
sierte über die Planung und den Stand der Projekte infor-
mieren können. Ohne Einbindung und Transparenz wird 
die Energiewende nicht gelingen.

Zukunftsfeld Offshore Windenergie

Neben den dezentralen Projekten investiert die EnBW 
auch in das Zukunftsfeld Offshore Windenergie. Deutsch-
land ist hier einer der Vorreiter und zeigt mit den angesto-
ßenen Projekten, welche industriepolitische Dimension 
die noch junge Technologie hat. Mehr als 15.000 Men-
schen sind in der Offshore-Industrie beschäftigt und 
Deutschland ist der „Heimathafen“ für ansässige Projekt-
entwickler und Hersteller. In Zukunft werden sich enorme 
Exportmöglichkeiten ergeben, da auch andere Staaten 
vermehrt in Erneuerbare Energien investieren. Schon 
jetzt beteiligt sich die EnBW an europäischen Ausschrei-
bungen, unter anderem in Dänemark. Die Energiewende 
wird in Zukunft keine ausschließlich deutsche, sondern 
eine europäische und weltweite Dimension besitzen.

Um die Energiewende aber weiter zu tragen und zum Er-
folg zu machen, müssen die Gesamtkosten im Rahmen 
gehalten werden. Auch sollte der erzeugte Strom best-
möglich genutzt werden. Bei politischen Entscheidungen 
ist dies zu berücksichtigen, aber die Energiewende muss 
auch als Ganzes betrachtet werden. Ausschließlich auf 
die EEG-Umlage zu schauen, die gern als Kostenindikator 
für die Erneuerbaren Energien hochgehalten wird, ist 
falsch. Viele politische Entscheidungen beeinflussen die 
Höhe dieser Umlage. Der Börsenstrompreis, der sich seit 

Jahren im Sinkflug befindet, ebenfalls. Der Zubau der 
2000er Jahre wird auch heute noch bezahlt und wird uns 
noch einige Jahre erhalten bleiben. Man darf bei der Dis-
kussion über Kosten der Energiewende aber das Kind 
nicht mit dem Bade ausschütten. Die Energiewende hat 
große Vorteile: wir stellen unsere Energieversorgung für 
die nachfolgenden Generationen um, leisten einen we-
sentlichen Beitrag für den Klimaschutz und schaffen mit 
den neuen Technologien auch Arbeitsplätze. Zudem muss 
eins absolut klar sein: Ein Bremsen oder Abwürgen der 
Energiewende und eine Rückkehr zu alten Geschäftsmo-
dellen ist komplett ausgeschlossen.

Die Energiewende meistern

Wir, als gesamte Gesellschaft, haben uns auf den Weg 
gemacht, die Energiewende zu meistern. Eine Umkehr auf 
halbem Wege ist nutzlos, da sich die Energiewelt funda-
mental geändert hat. Wir müssen also weitergehen und 
versuchen, sinnvolle und bezahlbare Ideen weiterzuent-
wickeln, die das Gesamtsystem im Blick halten, ohne die 
Energiewende abzubremsen. Rückwirkende Eingriffe und 
regelmäßige Änderungen und Kürzungen der Vergütung 
mögen zwar sinnvoll klingen, ruinieren aber das Vertrau-
en in Investitionen in die Energiewende und zerstören die 
Akzeptanz. Wir müssen im Hinterkopf halten, dass wir noch 
einen enormen Weg vor uns haben, denn nicht nur der 
Strom, auch Wärme- und Verkehrssektor müssen klima-
neutral gestaltet werden, und das in den nächsten 35 Jah-
ren! Dafür werden noch viele Investitionen notwendig 
sein.

Insofern sollten wir keine Angst haben, dass der Ausbau 
der Erneuerbaren zu schnell voranschreitet, sondern 
praktikable Lösungen finden, die Zeit für den Netzausbau 
bei fortschreitendem Erneuerbaren Ausbau ermöglichen.

Dazu gehören regionale Steuerung, wie zum Beispiel ei-
nen intensiveren Ausbau der Windenergie in Süddeutsch-
land, aber auch die Kopplung der Sektoren Strom, Wärme 
und Verkehr. Bürger und Kommunen müssen weiterhin 
die Möglichkeit haben, Projekte dezentral umzusetzen 
und sich an Projekten zu beteiligen. Trotz all der Beden-
ken und Herausforderungen kommt es entscheidend dar-
auf an, dass sich die Politik zur Energiewende bekennt 
und diese nicht ausbremst. Wir als Unternehmen und die 
Bürger sind aufgefordert worden, die Energiewende zu 
machen und haben uns auf den Weg begeben. Wenn wir 
uns auf die politischen Rahmenbedingungen und politi-
sche Unterstützung auch verlassen können und alle an 
einem Strang ziehen, können wir die Energiewende sicher 
machen.



Sichern Sie sich schon jetzt Ihren Platz  
in der Ausstellung Wirtschaft-kommunal!

Detaillierte Informationen über die Ausstellung  
und weitere Kooperationsmöglichkeiten erhalten Sie  
bei der Kommunal-Verlag GmbH.
Rückfragen richten Sie bitte an die:

Kommunal-Verlag GmbH
Klingelhöferstraße 8
10785 Berlin
Telefon: 030 22070471
Telefax: 030 22070478
E-Mail: info@kommunal-verlag.com
Internet: kommunal-verlag.com
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Freitag, 11. November 2016
Beginn 15.00 Uhr

||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||

Kongress-kommunal 2016
Eröffnung der Ausstellung
Wirtschaft-kommunal

Ingbert Liebing MdB
Vorsitzender der Kommunalpolitischen Vereinigung der 
CDU und CSU Deutschlands (KPV) und der AG Kommunal
politik der CDU/CSU-Bundestagsfraktion

||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||

Heimat neu denken

Peter Altmaier MdB (angefragt)
Chef des Bundeskanzleramtes,
Bundesminister für besondere Aufgaben

Armin Laschet MdL
Stv. Vorsitzender der CDU Deutschlands,
Vorsitzender der CDU und CDU-Landtagsfraktion 
Nordrhein-Westfalen

||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||

Parallele Foren –  
Experten diskutieren

Forum I: Bauen und Wohnen

Forum II: Daseinsvorsorge

Forum III: Energieversorgung und -effizienz

Forum IV: Kommunalfinanzen

Forum V: Einwanderung und Integration

||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||

Empfang und Abendessen

Heimat neu denken 
Kongress-kommunal in Bielefeld
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Fordern Sie bereits heute  
Ihre persönliche Einladung an.

Sie erhalten von uns ein detailliertes Programm  
mit allen Informationen zum Ablauf, der Anreise  
und den Übernachtungsmöglichkeiten:

Kommunalpolitische Vereinigung  
der CDU und CSU Deutschlands (KPV)
Klingelhöferstraße 8
10785 Berlin
Telefon: 030 220 70470
Telefax: 030 22070479
E-Mail: info@kpv.de
Internet: kpv.de
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Samstag, 12. November 2016
Beginn 9.00 Uhr

||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||

Bundesvertreterversammlung

Ingbert Liebing MdB
Vorsitzender der Kommunalpolitischen Vereinigung der 
CDU und CSU Deutschlands (KPV) und der AG Kommunal
politik der CDU/CSU-Bundestagsfraktion

Dr. Eva Lohse
Oberbürgermeisterin und Präsidentin des Deutschen Städte
tages

Ralph Brinkhaus MdB
Stellvertretender Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestags
fraktion

||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||

Präsentation der Arbeitsergebnisse  
aus den Foren

||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||

Diskussion und Beschluss

||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||||

Schlusswort
circa 13.00 Uhr

Heimat neu denken 
Kongress-kommunal in Bielefeld

Online-Anmeldung:
kpv.de
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und fordert mehr Selbststeuerung der örtlichen Gemein-
schaft. Konstitutive Elemente der Bürgerkommune sind 
Transparenz, Bürgerengagement, Bürgerbeteiligung und 
Zusammenarbeit in Netzwerken. Damit schließt die 
Bürgerkommune das Leitbild von Open Government mit 
ein.

Die Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsma-
nagement KGSt empfiehlt Kommunen, die sich für den 
Weg der Bürgerkommune entscheiden, ihre Steuerungs-
prozesse für die Bürgerschaft zu öffnen, indem sie Trans-
parenz herstellen, Beteiligungsmöglichkeiten und Raum 
für ehrenamtliches Engagement bieten und die Zusam-
menarbeit mit der Stadtgesellschaft suchen.

Bei allen Initiativen, die unmittelbare Beteiligungsmög-
lichkeiten einräumen, muss die Rolle und Position der ge-
wählten und damit legitimierten Mitglieder in Räten und 
Kreistagen beachtet werden. Dazu gehört auch, dass sie 
von der Verwaltung frühzeitig eingebunden werden. Die 
Entwicklung zur Bürgerkommune geht nur mit der Politik, 
nicht gegen sie.

Auf allen Politik- und Verwaltungsebenen werden die The-
men Bürgerbeteiligung und Bürgerengagement in den letz-
ten Jahren verstärkt diskutiert und in unterschiedlicher 
Form und Intensität auch gelebt. Bürgerengagement kann 
in seiner Bedeutung nicht hoch genug eingeschätzt wer-
den. Es weist eine eigenständige Dimension des Engage-
ments auf, die politisch, sozial und auch schlicht gesellig 
sein kann. Engagement ist nicht nur ein konstitutives Merk-
mal des Gemeinwesens.

Wer sich für die Gemeinschaft engagiert, möchte nicht 
selten auch bei Entscheidungsprozessen gehört werden. 
Bürgerengagement kann sich insofern begünstigend auf 
das Ausmaß an Beteiligung in Veränderungsprozessen 
auswirken.

Darauf aufbauende Beteiligungsprozesse sind nicht nur 
möglich, sondern bringen der Kommune auch großen 
Nutzen, indem sie die Willensbildung der politisch legiti-

mierten Entscheider un-
terstützen. Wesentlich ist, 
dass diese Form von Un-
terstützung eine Konsul-
tation darstellt. Konsulta-
tion bedeutet in diesem 
Kontext, dass anschließend 
die Rats-, Kreistags- be-
ziehungsweise Gemeinde
ratsmitglieder entschei
den, was sie davon an-
nehmen und was nicht. Das 
politische Mandat wird 
also in keiner Weise aus-
gehöhlt.

Bezugsrahmen ist dabei 
das Leitbild der Bürger-
kommune. Es betont die 
Bedeutung der Kommu-
nalen Ebene im demokra-
tischen föderalen Staat 

KGSt für Transparenz und Beteiligung

Bürgerbeteiligung in Kommunen 
braucht Standards

Elke R. Holzrichter
Programmbereichsleiterin Personal
management und Lösungen beim KGSt
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Vorstand des KGSt

Fo
to

: ©
 K

G
St



kommunalwelt.de    1|2016

19

Fo
to

: ©
 C

ra
zy

C
lo

ud
 –

 F
ot

ol
ia

.c
om

Alle Kommunen, die verstärkt Bürgerbeteiligung betrei-
ben, betonen, wie wichtig es ist, zwischen Politik und 
Verwaltungsspitze ein gemeinsames Grundverständnis 
zu erarbeiten und anschließend mit allen Akteursgruppen 
der Stadtgesellschaft die für alle geltenden Leitlinien zu 
erarbeiten. Im Idealfall ist es ein gelungener Trialog.

Das Leitbild der Bürgerkommune muss Bestandteil eines 
fachbereichsübergreifenden Arbeitsprinzips sein, das so-
wohl traditionelle Formen einbezieht als auch neue For-
men ermöglicht und fördert.

Zu diesen neuen Formen gehört auch E-Partizipation. 
Zielgruppenorientiert ausgerichtet und mit den notwendi-
gen Kompetenzen im Web 2.0 abgesichert, ist E-Partizi-
pation ein sinnvolles Instrument, das in Zukunft weiter an 
Bedeutung gewinnen wird.

Die KGSt empfiehlt, entsprechende Kompetenzen und 
Ressourcen aufzubauen und bei jedem Beteiligungspro-
jekt zu prüfen, ob E-Partizipation als Bestandteil einer 
Multikanalstrategie eingesetzt werden kann.

Bürgerengagement und Bürgerbeteiligung müssen be-
stimmten Standards genügen, um demokratische Anfor-
derungen zu erfüllen und für alle Beteiligten möglichst 
gewinnbringend zu sein. Die KGSt empfiehlt neun Quali-
tätsstandards. Diese Qualitätsstandards basieren auf 
zahlreichen kommunalen Erfahrungen und auf der Arbeit 
der Stiftung Mitarbeit. Sie knüpfen an Empfehlungen der 
kommunalen Spitzenverbände sowie des Deutschen Ins-
tituts für Urbanistik an.

Gute Beteiligung braucht die Bereitschaft 
und Fähigkeit zum Dialog

Eine konstruktive Grundhaltung der beteiligten Akteure 
ist eine wichtige Voraussetzung für das Gelingen von Bür-
gerbeteiligungsprozessen. Bürgerbeteiligung setzt vor al-
lem die Offenheit zu einer kooperativen Gestaltung von 
Ergebnissen voraus. Alle Beteiligten müssen bereit sein, 
auf eine gemeinsame Lösung hinzuarbeiten. Es gilt das 
Prinzip der Ergebnisoffenheit. Wichtig ist darüber hinaus 
die grundsätzliche Bereitschaft der Akteure, sich auf Be-
teiligungsprozesse einzulassen sowie fair und wertschät-
zend miteinander umzugehen – unabhängig von den je-
weiligen inhaltlichen Positionen. Idealerweise bringen die 
Beteiligten die notwendige Entwicklungs- und Lernbereit-
schaft mit. Dazu gehört auch die Reflexion des eigenen 
Handelns und der eigenen Rolle im Prozess.

Gute Beteiligung braucht klare Zielsetzungen 
und Rahmenbedingungen

Erfolgreiche Partizipationsverfahren brauchen präzise 
Zielsetzungen und klare Rahmenbedingungen. Diese müs
sen offen und transparent kommuniziert werden, um zu 
verhindern, dass sich Akteure unter falschen Vorausset-
zungen an dem Verfahren beteiligen und Erwartungen 
enttäuscht werden. Um einen geeigneten Rahmen für Bür
gerbeteiligungsprozesse zu setzen, bedarf es einer aus-
reichenden Ressourcenausstattung.

Zu den Rahmenbedingungen gehören weiterhin der Ge-
genstand der Beteiligung, die Gestaltungsspielräume, die 
das jeweilige Verfahren bietet und der Zeitplan. Idealer-
weise werden diejenigen Rahmenbedingungen, die ge-
staltbar sind, am Anfang des Prozesses zwischen den 
beteiligten Akteuren ausgehandelt.

Rahmenbedingungen sind nicht nur für die Bürgerbeteili-
gung, sondern auch für das Bürgerengagement notwen-
dig. Hierzu gehören zusätzlich zu den Entscheidungsmög-
lichkeiten während der Ausübung des Bürgerengage-
ments zum Beispiel auch Fragen der Kostenerstattung, 
des Datenschutzes und des Versicherungsschutzes. 

Gute Beteiligung braucht verbindliche Regeln

Um die Entwicklung einer vertrauensvollen Zusammenar-
beit zu unterstützen, verständigen sich die beteiligten Ak-
teure zu Beginn des Prozesses auf verbindliche Regeln für 
einen fairen Prozess. Verschiedene Kommunen haben 
dies erkannt und in einem offenen Diskurs mit der Stadt-
gesellschaft Leitlinien für Beteiligung entwickelt. 
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Gute Beteiligung erreicht alle Zielgruppen 
adäquat

Jedes Beteiligungs- beziehungsweise Engagementprojekt 
beginnt damit, zu analysieren, welche Zielgruppen der Stadt-
gesellschaft einbezogen werden sollen. Danach muss die 
Frage geklärt werden, wie die Zielgruppen angesprochen 
werden sollen.

E-Partizipation sollte eher ergänzend zu anderen Beteili-
gungsformen angeboten werden, da sonst die Gefahr be-
steht, dass durch die Reduzierung auf einen Zugangska-
nal Zielgruppen nicht erreicht werden.

Um eine möglichst breite Beteiligung zu erreichen, sollten 
alle Akteursgruppen in einer Form angesprochen und ein-
bezogen werden, die zu ihren Kommunikationsgewohn-
heiten passt.

Gute Beteiligung braucht  
transparente Information

Transparenz ist in allen Phasen des Prozesses von Bedeu-
tung. Alle für den Beteiligungs- und Entscheidungspro-
zess relevanten Informationen müssen vor Beginn des 
Verfahrens weiter gegeben werden. Dabei hilft eine klare 
und einfache Darstellung der Sachverhalte, um eine mög-
lichst breite Öffentlichkeit anzusprechen.

Zu einem transparenten Beteiligungsprozess gehört auch, 
dass aktuelle Informationen im Prozess schnell und ver-
ständlich aufgearbeitet an alle Prozessbeteiligten weiter-
gegeben werden. Zudem müssen die nicht unmittelbar 
involvierten Teile der Öffentlichkeit durch eine begleiten-
de Öffentlichkeitsarbeit – auf verschiedenen Kommuni-
kationswegen und in für alle verständlicher Form – über 
die Arbeit und den Fortschritt des Beteiligungsprozesses 
informiert werden.

Gute Beteiligung ist nachhaltig  
und lernt aus Erfahrung

Die Formen der Bürgerbeteiligung verändern sich und 
entwickeln sich weiter. Das Lernen aus Beteiligungsver-
fahren ist deshalb eine wichtige Voraussetzung für eine 
nachhaltig gelingende Bürgerbeteiligung. Hierzu gehören 
eine kontinuierliche Reflexion, eine Evaluation im laufen-
den Prozess und eine Evaluation nach Abschluss des Pro-
zesses. So erhalten zum einen neu hinzukommende Ak-
teure die Möglichkeit, aus den bisherigen Erfahrungen zu 
lernen und zum anderen wird eine Grundlage für die Ver-
stetigung guter kommunaler Praxis geschaffen.

Gute Beteiligung nutzt die vorhandenen 
Gestaltungsspielräume

Die Bürger müssen so frühzeitig einbezogen werden, dass 
wesentliche Weichen noch gestellt werden können. Ne-
ben der Frage nach dem »wie« gehört hierzu auch die Fra-
ge, »ob« Vorhaben oder Maßnahmen überhaupt durchge-
führt werden sollen. Wird die Frage nach dem »ob« nicht 
gestellt, müssen die Entscheidungsträger dies öffentlich 
und nachvollziehbar begründen. Ergebnisoffenheit sollte 
zum Prinzip werden, wenn Bürgerbeteiligung ernst ge-
nommen wird.

Gute Beteiligung ist ein Dialog  
auf Augenhöhe

Kennzeichnend für eine »Kommunikation auf Augenhöhe« 
ist auch ein Initiativrecht, das es den Bürgern ermöglicht, 
eigene Vorschläge einzubringen. Dieses Initiativrecht 
sollte auch das Recht der Bürgerschaft umfassen, zu be-
stimmten Themen Dialogprozesse aus der Bürgerschaft 
heraus zu initiieren.

Die Abwägung der Gemeinwohlinteressen und der Inter-
essen einzelner Gruppen ist kontinuierlicher Bestandteil 
von Beteiligungsprozessen. Es wird transparent und 
nachvollziehbar öffentlich erläutert, wie diese Abwä-
gungsprozesse die Entscheidungsfindung bestimmt ha-
ben. Die Abwägung der Interessen wird in unterschiedli-
chen Prozessphasen immer wieder neu diskutiert, die 
Argumente werden immer wieder neu gewichtet.

Gute Beteiligung ist verbindlich  
und verlässlich

Mit gelungener Bürgerbeteiligung verbindet sich ein ho-
hes Maß an Verbindlichkeit und Verlässlichkeit. Es geht 
darum zu verhindern, dass Beteiligung nur »inszeniert« 
oder »simuliert« wird oder das Verfahren lediglich dem 
»Akzeptanzmanagement« von Ergebnissen dient, die be-
reits vor Beginn des Verfahrens feststehen.

Der Übergang der Ergebnisse in den politischen, gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Entscheidungsprozess 
muss bereits zu Beginn eines Beteiligungsverfahrens 
festgelegt und zwischen den beteiligten Akteuren ge-
meinsam verbindlich vereinbart werden. Die Ausgestal-
tung des Beteiligungsprozesses trägt dieser Vereinbarung 
Rechnung. Dabei hat sich gezeigt, dass es notwendig ist, 
bereits zu Beginn des Prozesses die jeweiligen Rollen der 
beteiligten Akteursgruppen so klar wie möglich zu defi-
nieren.
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besser um diejenigen kümmern können, die Schutz brau-
chen und bei uns bleiben. Nur mit einer deutlichen Redu-
zierung des Flüchtlingsstroms erhalten wir die Perspek
tive für die Hilfe vor Ort und das Gelingen von Integra- 
tion.

Wir, die Kommunalpolitische Vereinigung der CDU und 
CSU Deutschlands, entwickeln Bausteine für ein schlüs
siges Gesamtkonzept für Einwanderung und gelingen- 
de Integration in Deutschland. Im Sinne strengster Kon-
nexität müssen die Kommunen für die Bewältigung die-
ser an der individuellen Lebenslage orientierten Auf- 
gabe mit den notwendigen finanziellen Mitteln vom  
Bund und den Ländern auskömmlich ausgestattet wer-
den.

Nur klare Zuständigkeiten und eindeutige Verantwortlich-
keiten können dazu führen, dass Integration als persönli-
cher und familiärer Prozess gelingt. Deshalb müssen die 
Kommunen eine fürsorgende und steuernde Aufgabe 
übernehmen. Hierzu benötigen sie die notwendigen fi-
nanziellen Mittel.

Am 18. März hat der KPV-Bundesvorstand „Eckpunkte für 
ein erfolgreiches Zusammenleben: So gelingen Zuwande-
rung und Integration“ verabschiedet. Das Papier war unter 
der Federführung von Christian Haase MdB im KPV-Ar-
beitskreis „Integration“ erarbeitet worden.

Deutschland muss jetzt die große Herausforderung der 
Integration noch offensiver annehmen: In Deutschland 
lebten Anfang 2015 rund 8,1 Millionen Ausländer. Davon 
sind rund ein Drittel aus der EU und 1,5 Millionen Men-
schen mit türkischer Staatsangehörigkeit. Im vergange-
nen Jahr sind mehr als 1 000 000 Menschen als Asylbe-
werber oder Flüchtlinge dazu gekommen. Diese weiter 
wachsende Zahl ist eine riesige Herausforderung für den 
Bund, die Länder und vor allem für die Kommunen, Hilfs-
kräfte und ehrenamtlichen Helfer, die nun schon seit 
Monaten eine hervorragende Arbeit leisten. Dafür ge-
bührt ihnen mehr denn je große Aufmerksamkeit und An-
erkennung. 

Ob die gewaltige Heraus-
forderung gelingt, die gro
ße Zahl von Menschen, 
die bei uns sind und die 
längerfristig bei uns blei-
ben werden, besser zu in
tegrieren, entscheidet sich 
vor Ort in den Gemein-
den, Städten und Land-
kreisen. Deshalb sind die 
Kommunen bei der Erstel
lung eines nationalen In-
tegrationsplans von Anfang 
an gleichberechtigt zu be
teiligen.

Wir müssen aber auch fest
stellen, dass Leistungsfähigkeit und Akzeptanz vor Ort 
bei weiter ungebremstem und ungesteuertem Zuzug an 
ihre Grenzen stoßen. Deshalb ist es notwendig, die Zu-
wanderung zu ordnen, zu steuern und die Zahl der Flücht-
linge deutlich und schnell zu reduzieren, damit wir uns 

Beschluss des KPV-Bundesvorstandes

So gelingen Integration  
und Einwanderung

Christian Haase MdB
Vorsitzender des Arbeitskreises 
„Einwanderung und Integration“  
der Kommunalpolitischen Vereini-
gung der CDU und CSU Deutsch-
lands (KPV),  
Mitglied im Ausschuss für Umwelt, 
Naturschutz, Bau und Reaktor
sicherheit im Deutschen Bundestag
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In vielen Gemeinden, Städten und Kreisen gibt es erfolg-
reiche Integrationskonzepte. Diese müssen nun kurzfris-
tig weiterentwickelt werden. Dort, wo es noch keine gibt, 
müssen sie erarbeitet werden.

Integration wird nur erfolgreich sein, wenn wir die hier 
lebende Bevölkerung mitnehmen. Es darf daher keine 
grundsätzlichen Bevorzugungen oder Sonderregelungen, 
beispielsweise beim Zugang zum Arbeits- und Wohnungs-
markt geben. Integrationsregeln müssen für alle Zuwan-
derer und Zugewanderte in Deutschland gelten.

Einwanderungsgesetz muss klare Regeln 
setzen

Deutschland muss klare Regelungen für die Einwande-
rung treffen. Über die aktuellen Anforderungen hinaus, 
sind die Regeln für die Einreise und den Aufenthalt in un-
serem Land in einem Gesetz zusammen zu fassen.

Zwischen den unterschiedlichen Arten der Zuwanderung 
muss klar unterschieden werden. Die rechtliche Trennung 
zwischen originärem Asyl, der Aufnahme aufgrund der 
Genfer Flüchtlingskonvention, dem subsidiären Schutz für 
Bürgerkriegsflüchtlinge und der Arbeitsmigration muss 
sichergestellt werden.

Unsere sozialen Sicherungssysteme, der Fach- und Arbeits-
kräftebedarf und die demografische Entwicklung erfordern, 
ohne das Grundrecht auf Asyl in Frage zu stellen, die Aus-
wahl und Prüfung der geeigneten Personengruppen sowie 
die Feststellung der individuellen Integrationserfolge.

Integrationspflichtgesetz mit Konsequenzen

Um in Zukunft Einwanderung und Integration besser zum 
Erfolg zu führen, brauchen wir Regelungen des Bundes, 
der Länder und der Kommunen, die die gegenseitigen 
Rechte und Pflichten von Staat und Zuwanderer festle-
gen. Diese bilden den rechtlichen Rahmen für verbindli-
che Eingliederungsvereinbarungen. Es muss klar geregelt 
werden, wer für die Aufgabe „Integration“ zuständig ist, 
welche finanziellen Mittel dafür bereitstehen und wer ge-
gebenenfalls welche Sanktionen oder Auflagen bestim-
men darf.

Verbindliche Eingliederungsvereinbarungen 
schließen

Jeder langfristige Aufenthalt in unserem Land erfordert 
die Pflicht zur Integration. Das setzt nicht nur die Bereit-
schaft zum schnellen Erlernen der deutschen Sprache, 
sondern auch die Achtung der gesellschaftlichen Werte 
und der freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
voraus. Rechte und Pflichten der Menschen, die unsere 
Gesellschaft ergänzen und bereichern, müssen klarer 
artikuliert und verständlich gemacht werden. Integrati-
onsschritte sind in einer verbindlichen Eingliederungsver-
einbarung auch mit Sanktionsmechanismen zu veran-
kern.

Ein Aufenthaltsstatus muss beispielsweise unter den Vor-
behalt der Rechtstreue gestellt werden. Die Straffälligkeit 
von Zuwanderern und Flüchtlingen muss zur Verwirkung 
des Aufenthaltsrechts führen.

Ein unbefristetes Daueraufenthaltsrecht (Niederlassungs-
erlaubnis) kann nur dem gewährt werden, der über aus-
reichende Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt, 
Grundkenntnisse unserer Rechts- und Gesellschaftsord-
nung nachweist, keine Straftaten begangen hat und sei-
nen Lebensunterhalt sichern kann.

Wohnsitzauflage ist Voraussetzung  
für das Gelingen der Integration

Um Integrationsanstrengungen vor Ort beispielsweise für 
Wohnen, Kinderbetreuung und Schulbildung nicht ins 
Leere laufen zu lassen, sind zeitweise Wohnsitzauflagen 
für Zuwanderer sinnvoll. Wohnsitzauflagen müssen been-
det werden, wenn der Lebensunterhalt aus eigener Kraft 
bestritten werden kann. Wohnsitzauflagen beugen einer 
Segregation und der Verschärfung von sozialen Problem-
lagen in Ballungsräumen vor. Sie machen Integrationsan-
gebote erst plan- und steuerbar.
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Wohnungsbauinitiative starten

Deutschland bedarf – unabhängig von dem Zuzug von 
Flüchtlingen – einer umfassenden Wohnungsbauinitia
tive, sowohl im sozialen als auch im frei finanzierten Woh-
nungsbau. Dazu müssen ordnungsrechtliche und steuerli-
che Anreize geschaffen, gegebenenfalls die Landes- und 
Regionalplanung angepasst und Hemmnisse auch bei der 
Baulandmobilisierung abgebaut werden. Unser Ziel ist die 
Schaffung ausreichenden Wohnraums in allen Preisseg-
menten und Bereichen unter Berücksichtigung der geän-
derten Lebensverhältnisse.

Insgesamt muss verstärktes Augenmerk auf die Schaf-
fung bezahlbaren Wohnraums für diejenigen Menschen 
gelegt werden, die zwar keine Hilfeansprüche nach den 
Sozialgesetzbüchern der Bundesrepublik Deutschland 
haben, die sich die hohen Mieten des frei finanzierten 
Wohnungsbaus aber zunehmend nicht leisten können. 
Dies gilt insbesondere für den Wohnraum für Geringver-
diener, kinderreiche Familien, Alleinerziehende und Se
nioren, auch mit Blick auf den stark steigenden Bedarf an 
barrierefreiem Wohnraum. Hierzu gehört auch eine ge-
zielte Eigenheimförderung vor allem für Familien. Jeder 
Umzug in ein Eigenheim entlastet auch den Mietwoh-
nungsmarkt. Die Ergebnisse des Bündnisses für bezahl-
bares Wohnen und Bauen sind zeitnah umzusetzen. Die 
Aufstockung der 518 Millionen Euro Bundesförderung für 
den sozialen Wohnungsbau um jährlich 500 Millionen Eu-
ro für die Jahre 2016 bis 2019 ist ein erster wichtiger 
Schritt, der aber nicht dazu führen darf, dass heute die 
sozialen Brennpunkte von morgen gebaut werden. Die 
Länder sind aufgefordert, diese Mittel zweckentspre-
chend einzusetzen und aufzustocken. Mittelfristig könn-
ten beispielsweise Erbbaumodelle Einstiegsmöglichkei-
ten für Flüchtlinge sein, Eigenverantwortung für selbstge-
nutzte Wohnungen oder Häuser zu übernehmen.

Die Beschränkungen der kommunalen Planungshoheit 
durch restriktive Regelungen der Landesplanung hindern 
die Städte in den Ballungsräumen an der Schaffung von 
Bauland für die benötigten Wohnungen. Die betroffenen 
Bundesländer müssen daher unverzüglich ihre Landes-
entwicklungs- und Regionalpläne lockern, um den Städ-
ten zu ermöglichen, eigenverantwortlich und bedarfsge-
recht ihrer Aufgaben zur Schaffung neuer Wohngebiete 
nachkommen zu können.

Schon mit dem Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz ist 
die Möglichkeit für den Bund, die Länder und die Kommu-
nen geschaffen worden, von Regelungen etwa im Verga-
be-, Bau- und Energieeinsparrecht abzuweichen. Davon 

Zuwanderung ist vor dem Hintergrund des demografi-
schen Wandels für viele Regionen, besonders aber für 
den ländlichen Raum, auch als Chance zu sehen.

Wir wollen eine gezielte und auch finanziell geförderte In-
tegrationspolitik im ländlichen Raum, die neue Chancen 
für den ländlichen Raum eröffnet.

Kommunen mit ausreichend Finanzmitteln 
ausstatten

Einwanderung und Integration kosten Geld: Beim Über-
gang vom Asylbewerberleistungsgesetz ins SGBII müssen 
bisher die Kommunen ihren Anteil an den Kosten der Un-
terkunft (KdU) tragen.

Die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe, der Ausbau 
der Kinderbetreuung und der Schulen sowie die Kosten 
für Integrationslotsen und bedarfsgerechte Integrations-
angebote werden erhebliche kommunale Mittel bean-
spruchen.

Dazu kommen die aufgelaufenen Kosten der Unterbrin-
gung und Versorgung von Flüchtlingen, sowie die Kosten 
der Vorhaltung von Unterkünften und Infrastruktur.

Diese Kosten können die Kommunen nicht tragen.

Die Finanzausstattung der Kommunen muss mit der 
wachsenden Gesamtaufgabe „Integration und Eingliede-
rung“ kurzfristig deutlich verbessert werden.

Der Anteil der Kommunen am Steueraufkommen des 
Bundes und der Länder muss erhöht werden.

Wir fordern deshalb für die Kommunen einen größeren 
Anteil an der Umsatzsteuer und eine stärkere Beteiligung 
des Bundes an den KdU.

Leistungsrecht für jugendliche unbegleitete 
Flüchtlinge anpassen

Die zunehmende Zahl der unbegleiteten minderjährigen 
Flüchtlinge stellt eine große Herausforderung für die 
Kommunen dar. Überwiegend handelt es sich um Perso-
nen zwischen 15 und 17 Jahren. Wir müssen sicherstel-
len, dass sie geschützt und gut betreut werden. Die Leis-
tungen der Kinder- und Jugendhilfe insgesamt müssen, 
wie im derzeitigen Koalitionsvertrag verabredet, auf den 
Prüfstand und auch grundsätzlich angepasst werden, da-
mit diese Aufgabe sowohl organisatorisch wie finanziell 
auch in Zukunft leistbar bleibt.



Im Auftrag des Bundesministeriums der Finanzen bieten wir allen öff entlichen 
Auftraggebern eine  kostenfreie Beratung zu geplanten  Investitions  vorhaben sowie zu 
allgemeinen Fragen im Vorfeld eines Projektes an und prüfen mit ihnen gemeinsam, ob 
eine Öff entlich-Private Partner schaft eine wirtschaftliche Realisierungs variante ist.

Kompetent. Kostenfrei. Kurzfristig.

Sie planen Investitionen in Infrastruktur- oder IT-Projekte?

Wir machen Sie 
fi t für Ihre Ziele.

Vereinbaren Sie als 
öff entlicher  Auftraggeber 
eine kostenfreie Investitions-
beratung für Ihr Projekt

call濤    +49 30 257679 -0

Investitionsberatung-Anzeige-210x297_V02.indd   1 27.05.16   16:51
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Integration in Ehrenamts- und Vereinsstruktur 
forcieren

In den vor Ort vorhandenen Strukturen und zahlreichen 
ehrenamtlichen Initiativen können sich alle Einwohner für 
unser Land engagieren.

Die Einbindung von Zuwanderern und jetzt aktuell der 
Flüchtlinge in die Ehrenamts- und Vereinsstruktur muss 
gefördert werden. So kommen Menschen mitten in un
serer Gesellschaft an. Zur Absicherung von Vereins
vorständen sollten Haftungsfragen, zum Beispiel im Rah-
men von Schnuppermitgliedschaften, rechtssicher geklärt 
werden.

Der Erfolg des Bundesfreiwilligendienstes zeigt ganz 
deutlich, wie groß die Bereitschaft der Deutschen zum 
Dienst am Gemeinwesen ist. Wir begrüßen, dass der Bun-
desfreiwilligendienst noch einmal erweitert und 10 000 zu
sätzliche Stellen geschaffen werden. Dort können sich 
nicht nur Deutsche, sondern auch Flüchtlinge mit siche-
rer Bleibeperspektive für unser Land engagieren und da-
mit ein starkes Zeichen der Integrationsbereitschaft set-
zen. Dies gilt auch für die Ableistung des Freiwilligen So-
zialen Jahres.

muss stärker Gebrauch gemacht werden. Hier eröffnet 
sich eine große Chance, zu einer neuen Bewertung von 
Standards in Deutschland zu kommen. Wir müssen jetzt 
die Chance nutzen, Standards und Normen kritisch zu 
hinterfragen und Bürokratie im Bauplanungsrecht und 
Baurecht abzubauen.

Gute Berufsorientierung und gesicherte 
Ausbildung

Für eine erfolgreiche Ausbildung ist eine gute Berufsori-
entierung notwendig. Um Anreize für mehr Ausbildung zu 
setzen, müssen die Aufenthaltsregeln sicherstellen, dass 
die Ausbildungsphase abgeschlossen und erste prakti-
sche Erfahrung im Betrieb gesammelt werden können. 
Deshalb ist es richtig, dass die Möglichkeit eröffnet wur-
de, frühzeitig ein Praktikum ohne Genehmigung der BA 
aufzunehmen und sichergestellt ist, dass eine angefange-
ne Ausbildung auch beendet werden kann. Für Asylbe-
rechtigte und anerkannte Flüchtlinge sollen die Prakti-
kumszeiten, bei denen vom Mindestlohn abgewichen 
werden kann, auf mindestens sechs Monate verlängert 
werden. Berufsschulangebote in Kooperation mit den 
Handwerks- und Industrieverbänden sind anzupassen 
und zu flexibilisieren.
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Teilnahmebedingungen
Teilnahmeberechtigt sind alle Sport- und Fußballvereine mit Flüchtlings-
mannschaften im Bereich des Geschäftsgebietes von GVV-Kommunal 
in Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz (ohne Landesteil Pfalz), Hessen, 
Saarland, Berlin, Bremen, Hamburg, Niedersachsen, Schleswig-Holstein 
sowie Baden-Württemberg (nur Landesteil Hohenzollern-Sigmaringen).

Integration fördern
               und Trikotsatz gewinnen!

www.gvv.de

GVV-Kommunalversicherung VVaG · Aachener Str. 952–958 · 50933 Köln

Integration liegt uns am Herzen.
Unter dem Motto „Aus Fremden werden Freunde“ haben wir
unseren diesjährigen Ehrenamtspreis ausgelobt und damit Projekte 
ausgezeichnet, die sich der Integration von Zuwanderern oder dem 
Miteinander der Kulturen widmen.

Unter den Preisträgern waren auch drei Vereine, die mit sportlichen 
Aktivitäten die Integration unterstützen. Dieses Engagement möchten 
wir weiter fördern und verlosen nun 11 Fußball-Trikotsätze für 
Flüchtlingsmannschaften.

So machen Sie mit!
Sie sind ein Verein mit einer Flüchtlingsmannschaft, die 
mit dem GVV-Trikot auflaufen könnte? Dann senden Sie 
einfach eine E-Mail an ehrenamtspreis@gvv.de mit 
dem Betreff „Aus Fremden werden Freunde“ unter 
Angabe des Vereinsnamens und Ihrer Kontaktdaten.

Unter allen Einsendungen verlosen wir 11 Fußball- 
Trikotsätze für 15 Spieler (inklusive Hosen, Stutzen, 
Trainingsbälle und Trikottaschen). Einsendeschluss ist 
der 31. August 2016.

GVV-Anzeige_Integration_15.06.2016.indd   1 15.06.16   23:26
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worden und haben entsprechend reagiert. Der durch 
eine große Nachfrage an Wohnraum in bestimmten Re-
gionen und Stadtteilen ausgelöste Anstieg der Mieten 
hält ungebrochen an. Hohe Mieten in 1a Lagen eröff-
nen Chancen für die Entwicklung auch von Lagen, die 
bisher weniger nachgefragt werden. Damit ist auch die 
Chance einer Aufwertung bislang geringgeschätzter 
Wohnlagen und einer dort besseren soziologischen Be-
völkerungsverteilung verbunden. 

3. �Zur Wahrung städtebaulicher Identitäten sollten Aus-
baureserven zum Beispiel im Dachgeschoss oder bei 
der Aufstockung sowie die Verdichtung, auch durch die 
Schließung von Baulücken, genutzt werden. Eine steu-
erliche Förderung (zum Beispiel AfA) muss sich vor al-
lem auf diese Bereiche beziehen und auch die Eigen-
tumsförderung einschließen. 

4. �Ungenutzte Potenziale des Wohnungsbestandes gilt es 
zu aktivieren. Der Ausbau des ÖPNV und des SPNV 
kann zur Entlastung von angespannten Wohnungs-
märkten beitragen. Wir brauchen Mobilitätskonzepte –  
gleichermaßen zur Stärkung der Regionen um Bal-
lungsräume herum wie auch zur Aktivierung der 
Nahmobilität in Wohnquartieren.

Die großen Städte ziehen die Menschen nach wie vor ma-
gisch an, aber günstiger Wohnraum wird immer knapper. 
Bis zum Jahr 2020 hat Deutschland nach aktuellen Schät-
zungen einen Bedarf von rund 350 000 Wohnungen pro 
Jahr. Vor allem die Zuwanderung von Asylsuchenden hat 
die Suche nach bezahlbarem Wohnraum noch kräftig er-
höht. Aber auch wenn nicht alle Flüchtlinge bleiben kön-
nen, wird der Bedarf an bezahlbaren Wohnungen in den 
nächsten Jahren zunehmen. 

Allein im Jahr 2015 kamen über eine Million Flüchtlinge 
und Asylsuchende nach Deutschland. Unterbringung und 
Integration sind in den nächsten Jahren die größte Heraus-
forderung, die die Städte zu bewältigen haben. Schnellst-
möglich müssen jetzt die erforderlichen Rahmenbedin-
gungen geschaffen werden, um auf diesen erhöhten Woh-
nungsbedarf reagieren zu können. Sozial schwächere Fa-
milien brauchen preisgünstigen Wohnraum, dasselbe gilt 
für Studenten oder alleinlebende ältere Menschen. Aber 

gerade in den begehrten 
Städten mit guten Ausbil-
dungsmöglichkeiten stei-
gen die Mieten an. Die 
Mietpreisbremse hat bis-
lang nicht die erhoffte 
Wirkung gezeigt. 

In der letzten Sitzung des 
Bundesvorstandes und 
Hauptausschusses der 
Kommunalpol it ischen 
Vereinigung der CDU und 
CSU Deutschlands (KPV) 
wurde der Beschluss „The-
sen zum Wohnungsbau“ verabschiedet. Erarbeitet wurde 
er im Fachausschuss „Strukturpolitik“.

1. �Wohnungsleerstand und Wohnraumknappheit können 
nicht ohne die Instrumente der sozialen Marktwirt-
schaft gemildert werden. 

2. �Die Mietpreisbremse hat die erhoffte Wirkung nicht ge-
zeigt. Stattdessen sind Eigentümer für eine schnelle 
Marktanpassung auch alter Mietverträge sensibilisiert 

KPV-Beschluss

Wohnraum schaffen

Dr. Heribert Gisch
ist Vorsitzender des KPV-Bundes-
fachausschusses „Strukturpolitik“
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5. �Die hohen Mieten spiegeln gerade im sanierten Alt-
bau oder Neubau die hohen Kosten der Erstellung 
wider. Die Baukosten sind auch aufgrund erhöhter 
Standards im Immissions- und Brandschutz und 
durch die Vorgaben des Klimaschutzes deutlich an-
gestiegen. Wir brauchen sinnvolle Ausnahmetatbe-
stände von den zusätzlichen Standards und DIN-Nor-
men, die in den letzten Jahren eingeführt wurden, um 
die Herstellung bezahlbaren Wohnraums zu ermögli-
chen. Allein die Erhöhung der Anforderungen der 
EnEV 2014 an neue Wohnungen, die am 1. Januar 
2016 in Kraft getreten ist, führt zum Beispiel zu einer 
Verteuerung der Wohnungen von knapp 10 Prozent.

kommunalwelt.de    1|2016

29

Fo
to

: ©
 B

er
nh

ar
dt

 L
in

k

6. �Mit Hilfe städtebaulicher Verträge können heute be-
reits Kommunen mit Investoren und Privateigentümern 
Vereinbarungen treffen, um die soziale Durchmischung 
in einem Quartier zu fördern. Wir müssen das Instru-
ment kommunaler Belegungsrechte besser nutzen, um 
Kommunen von der sonst immensen Last, neue kom-
munale Wohnungen zu bauen, zu entlasten.

7. �Der Bund stellt von 2016 bis 2019 über vier Milliarden 
Euro für den sozialen Wohnungsbau zur Verfügung. Die 
Länder müssen sie wirklich vollständig für einen intelli-
genten und zukunftsorientierten sozialen Wohnungs-
bau verwenden. Mehr bezahlbaren Wohnungsraum für 
junge Familien und altengerechter Wohnraum sind zwei 
Bereiche, die wir besonders fördern müssen.

8. �Mit dem Bestand an Sozialwohnungen, der Übernah-
me der Kosten der Unterkunft (KdU) und der Zahlung 
von Wohngeld können Bedürftige durch die Gemein-
schaft bedarfsgerecht unterstützt werden. Dieses 
System fördert – im Gegensatz zum rein sozial gebun-
denen Wohnraum – sogar die wichtige soziologische 
Durchmischung der Gesellschaft in allen Wohnquar-
tieren. Es bedarf deshalb keiner massiven Auswei-
tung des öffentlich finanzierten sozialen Wohnungs-
baus. Wir geben den Vorzug der Förderung durch-
mischter Wohnquartiere nach Steuerung durch die 
städtebaulichen Instrumente der Kommunen (Pro-
gramme zur sozialgerechten Bodennutzung). Bei der 
Bewältigung der Kosten der Unterkunft dürfen die 
Kommunen jedoch nicht alleine gelassen werden. Ge-
genüber heute muss der Anteil der kommunalen Fi-
nanzierung deutlich sinken.
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eindrucksvoller Panoramablick über Bielefeld und den 
Teutoburger Wald. Das weitläufige Burggelände liegt an 
einem der schönsten Höhenwanderwege Deutschlands 
und ist das ganze Jahr über zugänglich.

Bielefeld? Das gibt’s doch gar nicht! Wer kennt sie nicht, 
die sogenannte „Bielefeldverschwörung“. Diese Satire aus 
den 1990er Jahren ist wohl eher Fluch als Segen für die 
Stadt am Teutoburger Wald, denn in der öffentlichen Wahr-
nehmung bleibt die Stadt seltsam farb- und profillos. Das 
hat auch die Stadtspitze erkannt und einen Stadtmarken-
prozess in Gang gebracht, der 2017 abgeschlossen sein soll.

Dabei hat die Stadt mit 330 000 Einwohnern, immerhin in 
der Top 20 Deutschlands, viel zu bieten! Bielefeld – das 
ist Dr. Oetker, Seidensticker, Böllhoff und Dürkopp Adler, 
das sind auch die Von Bodelschwinghsche Stiftungen 
Bethel, mit 8 500 Arbeitsplätzen in Bielefeld größter Ar-
beitgeber der Stadt. Bielefeld ist Wissenschaftsstadt – mit 
etwa 35 000 Studierenden, über 1 500 Lehrenden und 
wissenschaftlichen Mitarbeitern, einer international re-
nommierten Universität und der bundesweit anerkannten 
Fachhochschule Bielefeld sowie vier weiteren Fachhoch-
schulen und einer kirchlichen Hochschule.

K Geht doch nach Bielefeld!

Für diesen Spruch wurde der damalige Bildungsminister 
Jürgen Möllemann 1989 auf einer Veranstaltung vor pro-
testierenden Studierenden im schicken München ausge-
buht und ausgelacht. Das würde heute niemand mehr 
tun! Bielefeld ist gefragt und ruht sich nicht auf den Lor-
beeren aus: Bis zum Jahr 2025 entsteht der erweiterte 
Campus Bielefeld für noch besseren Bedingungen für 
Forschung, Lehre und Studium.

Das geplante Investitionsvolumen beläuft sich auf mehr 
als eine Milliarde Euro. Hier entsteht auch ein lebendiges 
Stadtquartier, in dem Menschen aus der ganzen Welt le-
ben und arbeiten.

K Wahrzeichen der Stadt: Die Sparrenburg

Die erste urkundliche Erwähnung der Burg stammt aus 
dem Jahr 1256. Aus dieser Zeit ist heute zwar nichts mehr 
zu sehen, dennoch lohnt sich der Ausflug, denn von der 
mächtigen Festungsanlage bietet sich dem Besucher ein 

Sightseeing in

Bielefeld –  
die unterschätzte Stadt
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K Kunst für alle

Die Kunsthalle Bielefeld ist der deutschen und internatio-
nalen Kunst des 20. und 21. Jahrhunderts gewidmet. 
1966 bis 1967 wurde sie von Philipp Johnson errichtet 
und ist das erste Zeugnis des berühmten amerikanischen 
Architekten in Europa. Die Kunsthalle arbeitet eng mit 
Einrichtungen der Erwachsenenbildung und Kindergärten 
und Schulen zusammen.

In Bielefeld gibt es ein Drei-Sparten-Theater, drei sinfoni-
sche Orchester, einen berühmten Kinderchor und eine 
Musik- und Kunstschule, die mit ihren 6 000 Schülern zu 
den größten ihrer Art in Deutschland zählt. Und es gibt die 
„Kamera“, eines der besten Programmkinos der Republik.

K �Historische Leuchttürme in der Umgebung 

Das Freilichtmuseum Detmold am Fuße des Teutoburger 
Waldes ist das größte Freilichtmuseum Deutschlands und 
präsentiert 500 Jahre westfälische Alltagskultur. Es zeigt auf 
über 90 Hektar etwa 120 historische Gebäude aus allen So
zialschichten und Regionen Westfalens. Neben vollständig 
eingerichteten Baugruppen finden sich auf dem Areal histori-
sche Nutzflächen wie Gärten, Wiesen, Weiden und Äcker: lwl.
org/LWL/Kultur/LWL-Freilichtmuseum-Detmold/museum.

K �Arminius, Thusnelda und die Schlacht  
im Teutoburger Wald 

Vor 2 000 Jahren hat der Cheruskerfürst Arminius (Her-
mann) im Teutoburger Wald ein großes römisches Heer 

des Feldherren Quinctilius Varus vernichtend geschlagen. 
1 900 Jahre später, im 19. Jahrhundert, galt dieses histori-
sche Ereignis als Gründungsmythos der Deutschen Nati-
on. Bekanntestes Symbol ist das gigantische Hermanns-
denkmal bei Detmold: www.hermannsdenkmal.de.

Im Lippischen Landesmuseum Detmold wird anhand zahl
reicher Objekte und modernen elektronischen Medien 
gezeigt, wie aus dem historischen Ereignis innerhalb von 
500 Jahren ein wandelbarer Mythos wurde: lippisches-
landesmuseum.de/abteilungen/mythos.

1987 fand ein britischer Offizier in Kalkriese bei Bram-
sche im Osnabrücker Land römische Denare und drei 
Wurfgeschosse aus Blei. 1989 begannen archäologische 
Ausgrabungen: Wissenschaftler legten Münzen, Waffen, 
die Maske eines Gesichtshelms, Bruchstücke römischer 
Soldatenmonturen, Menschen- und Tierknochen frei. 
Heute befinden sich hier „Museum und Park Kalkriese“, ein 
spannender, vielfältig ausgezeichneter Ort: kalkriese- 
varusschlacht.de.

K Hotels

Wir haben für die Veranstaltung ein Zimmerkontingent in 
verschiedenen Häusern für Sie zusammengestellt. Das 
Formular für Ihre Buchung finden Sie auf kpv.de.
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Wissen was 
vor Ort passiert 

� Ja, ich bestelle ein Abonnement der KOPO Printausgabe

zum Preis von 70,80 Euro.

� Ja, ich bestelle ein Online-Abonnement der KOPO 

fürs iPad zum Preis von 58,80 Euro. 

Das Abonnement kann ich jederzeit mit einer Frist 

von drei Monaten zum Quartalsende kündigen. 

Senden Sie bitte Ihre Bestellung per Post an die 

Kommunal-Verlag GmbH, Klingelhöferstraße 8, 10785 Berlin,

oder schicken Sie ein Telefax: 030 22070478

Institution

Vorname, Nachname

Straße, Hausnummer

Postleitzahl, Ort

Land

Datum, Unterschrift

Sie wollen rechtzeitig über anstehende Entschei -
dungen im Bundestag und in der Europäischen Union 
informiert werden? Sie wollen die Hintergründe 
und Auswirkungen auf die Kommunen?  Sie wollen
rechtzeitig mit Ihren Abgeordneten fachkundig die 
Diskussion führen?

� Lesen Sie KOPO und mischen Sie sich ein! 

Sie wollen grundlegende Fachinformationen? 
Sie wollen über die aktuelle Rechtsprechung unter-
richtet sein? Sie wollen den kommunalrechtlichen
Hintergrund?

� Lesen Sie KOPO und Sie sind besser informiert!

Sie wollen Teil der kommunalen Familie sein? 
Sie wollen etwas über die Menschen erfahren?

� KOPO: Informativ, hintergründig und spannend!

Die KOPO (kommunalpolitische blätter) ist die offizielle
Stimme der Kommunalpolitischen Vereinigung der CDU
und CSU Deutschlands (KPV) und erscheint elfmal im
Jahr bundesweit in neuem modernen Magazinlayout.

Auch Ihre Gemeinde, Stadt, Ihr Kreis 
oder Ihre Fraktion kann sich die KOPO
leisten: Bestellen Sie jetzt!

D A S  K O P O - A B OJETZT BESTELLEN
F Ü R  N U R70,80 EUROI M  J A H R

Neu: 

KOPO jetzt online 

für Ihr iPad 

für nur 58,80 Euro!

kopo.de/kopo-app
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